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Verordnung 

zur Durchführung des Europäischen Übereinkommens vom 20. April 1959 

über die Aufhebung des Sichtvermerkszwangs für Flüchtlinge 

Vom 7. August 1961 

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Gesetzes über das Paßwesen vom 
4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes zur Änderung des Paßgesetzes, des Reichs- und Staats¬ 
angehörigkeitsgesetzes und zur Aufhebung des Gesetzes über die Melde¬ 
pflicht der deutschen Staatsangehörigen im Ausland vom 30. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 721), wird mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

Inhaber von gültigen Reiseausweisen nach dem Abkommen vom 
15. Oktober 1946 betreffend die Ausstellung eines Reiseausweises an 
Flüchtlinge, die unter die Zuständigkeit des zwischenstaatlichen Aus¬ 
schusses für die Flüchtlinge fallen (Bundesgesetzbl. 1951 II S. 160), oder 
dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flücht¬ 
linge (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 559) sind nach Maßgabe des Euro¬ 
päischen Übereinkommens vom 20. April 1959 über die Aufhebung des 
Sichtvermerkszwangs für Flüchtlinge vom Sichtvermerkszwang befreit. 
Das Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 14 des 
Gesetzes über das Paßwesen auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem das Über¬ 
einkommen nach seinem Artikel 9 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an dem das 
Übereinkommen nach seinem Artikel 12 für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und des Außerkrafttretens ist im Bun¬ 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Bonn, den 7. August 1961 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Schröder 
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